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3 1 4 . Bundesgesetz: Strukturverbesserungsgesetznovelle 1979
(NR: GP XV RV 16 AB 30 S. 4. BR: AB 2028 S. 387.)

3 1 5 . Bundesgesetz: 2. IAKW-Finanzierungsgesetz-Novelle
(NR: GP XV RV 8 AB 26 S. 4. BR: AB 2025 S. 387.)

3 1 6 . Bundesgesetz: Änderung des Arlberg Schnellstraße Finanzierungsgesetzes
(NR: GP XV RV 9 AB 27 S. 4. BR: AB 2026 S. 387.)

3 1 7 . Bundesgesetz: Übergang einer ERP-Verbindlichkeit der indischen Regierung auf den Bund
als Alleinschuldner
(NR: GP XV RV 15 AB 29 S. 4. BR: AB 2027 S. 387.)

318. Bundesgesetz: Bewertungsänderungsgesetz 1979
(NR: GP XV RV 14 AB 47 S. 5. BR: 2020 AB 2029 S. 387.)

3 1 9 . Bundesgesetz: Goldfranken-Berechnungsgesetz
(NR: GP XV RV 21 AB 49 S. 5. BR: AB 2030 S. 387.)

3 1 4 . Bundesgesetz vom 27. Juni 1979,
mit dem die Geltungsdauer von Bestimmun-
gen des Strukturverbesserungsgesetzes ver-
längert wird (Strukturverbesserungsgesetz-

novelle 1979)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Strukturverbesserungsgesetz, BGBl. Nr. 69/
1969, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl.
Nr. 417/1970, 493/1972, 394/1975 und 645/1977
wird in folgender Weise geändert:

Im § 1 Abs. 1 und 6, § 2, § 8 Abs. 1, § 9 und
im § 11 Abs. 1 tritt an die Stelle der Jahreszahl
„1979" die Jahreszahl „1980".

Artikel II

Im Bundesgesetz vom 16. Dezember 1972, mit
dem das Strukturverbesserungsgesetz und andere
Abgabengesetze geändert werden, BGBl. Nr. 493,
hat der Abs. 1 des Abschnittes E zu lauten:

"(1) Die Bestimmungen des Abschnittes A Z. 1,
3 und 4 sind auf Vorgänge anzuwenden, die nach
dem 31. Dezember 1972 und vor dem 1. Jänner
1981 bewirkt werden."

Artikel III

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für Finanzen betraut.

Kirchschläger
Kreisky Sinowatz

315 . Bundesgesetz vom 27. Juni 1979, mit:
dem das lAKW-Finanzierungsgesetz neuer-
lich geändert wird (2. lAKW-Finanzierungs-

gesetz- Novelle)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Bundesgesetz vom 27. April 1972 betref-
fend die Finanzierung des Internationalen Amts-
sitz- und Konferenzzentrums Wien, BGBl.
Nr. 150, in der Fassung BGBl. Nr. 87/1975
wird wie folgt geändert:

1. Der Abs. 1 des § 2 hat zu lauten:

„(1) Der Bund hat der Aktiengesellschaft die
Kosten der Planung, Errichtung, Erhaltung,
Verwaltung (einschließlich des Personal- und
Sachaufwandes) und Finanzierung des Inter-
nationalen Amtssitz- und Konferenzzentrums
Wien bis zum Höchstbetrag von 16 500 Millionen
Schilling in Jahresteilbeträgen, beginnend mit dem
Haushaltsjahr 1972, zu ersetzen, soweit diese
Kosten nicht durch eigene Einnahmen der
Aktiengesellschaft abgedeckt werden können."

2. Der Abs. 2 des § 2 hat zu lauten:
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3. Der Abs. 2 lit. a des § 4 hat zu lauten:

„a) der jeweils ausstehende Gesamtbetrag
(Gegenwert) der Haftungen 4 900 Millionen
Schilling an Kapital und 4 900 Millionen
Schilling an Zinsen und Kosten nicht
übersteigt;"

4. Der Abs. 2 lit. f des § 4 entfällt.

Artikel II

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für Finanzen betraut.

Kirchschläger
Kreisky Sinowatz

316. Bundesgesetz vom 27. Juni 1979,
mit dem das Arlberg Schnellstraße Finanzie-

rungsgesetz geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Arlberg Schnellstraße Finanzierungsge-
setz, BGBl. Nr. 113/1973, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 625/1976 wird wie
folgt geändert:

1. § 1 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Der Bund hat bei der im Bundesstraßen-
gesetz 1971, BGBl. Nr. 286, angeführten Arlberg
Schnellstraße (S 16) die Herstellung, Erhaltung
und Finanzierung

a) der Teilstrecke St. Anton am Arlberg bis
Langen am Arlberg (Arlberg Schnellstraße
Tunnelstrecke) und

b) der Teilstrecken Flirsch-Ost bis St. Anton
am Arlberg und Danöfen bis Dalaas-West

einer Aktiengesellschaft zu übertragen."

2. § 1 Abs. 3 erster Satz hat zu lauten:

„Der Bundesminister für Bauten und Technik
ist berechtigt, der Aktiengesellschaft Anweisun-
gen über die Herstellung und Erhaltung der in
Abs. 1 genannten Teilstrecken zu erteilen und
Auskünfte über die Tätigkeit der Aktiengesell-
schaft zu verlangen, soweit dies unter Bedacht-
nahme auf technische und verkehrswirtschaftliche
Belange, wie sie rücksichtlich anderer Bundes-
straßen bestehen, geboten erscheint."

3. § 2 Abs. 2 zweiter Satz hat zu lauten:
„Bei der Festsetzung der Höhe des Entgeltes

ist auch auf die Kosten der Herstellung, Erhaltung
und Finanzierung der in § 1 Abs. 1 genannten
Teilstrecken und auf die Tarifgestaltung ver-
gleichbarer Straßen Bedacht zu nehmen."

4. § 3 Abs. 2 hat zu lauten:
„(2) Der Bund hat die Entgelte nach § 2 Abs. 1

sowie die aus Nebenbetrieben nach § 1 Abs. 4
gezogenen Entgelte der Aktiengesellschaft soweit
zu überlassen, als dies zur Abgeltung der Kosten
für die Grundeinlösungen, Herstellung, Erhaltung
und Finanzierung der in § 1 Abs. 1 genannten
Teilstrecken, der Kosten der Einhebung des Be-
nützungsentgeltes sowie der angemessenen Ver-
waltungskosten der Aktiengesellschaft notwendig
ist."

5. § 4 lit. a hat zu lauten:
„a) die Höhe des Grundkapitals der Aktien-

gesellschaft mit mindestens 400 Millionen Schil-
ling bestimmt ist,"

6. § 4 lit. c hat zu lauten:
„c) die Länder Tirol und Vorarlberg sich

gegenüber der Aktiengesellschaft verpflichten,
dieser in den Jahren 1973 bis einschließlich 1977
jährlich zusammen je 32 Millionen Schilling, im
Jahre 1978 zusammen 16 Millionen Schilling und
in den Jahren 1979 bis einschließlich 1982 jährlich
zusammen je 36 Millionen Schilling als nicht rück-
zahlbare Zuschüsse zu leisten,"

7. § 5 Abs. 2 lit. a hat zu lauten:
„a) Der jeweils ausstehende Gesamtbetrag

(Gegenwert) der Haftung 6000 Millionen Schil-
ling an Kapital und 6000 Millionen Schilling an
Zinsen und Kosten nicht übersteigt;"

8. § 5 Abs. 9 erster Satz hat zu lauten:
„Der Bundesminister für Bauten und Technik

wird ermächtigt, jährlich nicht rückzahlbare Bei-
träge aus den Mitteln der Bundesmineralölsteuer
an die Gesellschaft so lange zu leisten, bis die
Erträge aus den Benützungsentgelten die Auf-
wendungen der Gesellschaft für den Schulden-
dienst, die Erhaltung der in § 1 Abs. 1 genannten
Teilstrecken sowie für angemessene Verwaltungs-
kosten decken."

Artikel II

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
hinsichtlich des Art. I Z. 1, 2 und 8 der Bundes-
minister für Bauten und Technik, hinsichtlich
des Art. I Z. 3 und 4 der Bundesminister für
Bauten und Technik im Einvernehmen mit dem
Bundesminister für Finanzen und hinsichtlich des
Art. I Z. 5, 6 und 7 der Bundesminister für Fi-
nanzen betraut.

Kirchschläger
Kreisky Sinowatz Moser
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3 1 7 . Bundesgesetz vom 27. Juni 1979
betreffend den Übergang einer ERP-Ver-
bindlichkeit der indischen Regierung auf den

Bund als Alleinschuldner

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Die am 30. Juni 1979 in Höhe von
S 18 835 975,31 bestehende Verbindlichkeit der
indischen Regierung gegenüber dem ERP-Fonds
aus einem als Nahrungsmittelhilfe gewährten
Kredit geht mit Inkrafttreten dieses Bundes-
gesetzes auf den Bund als Alleinschuldner über.
Dem Bund erwachsen daraus keine Ansprüche
gegenüber dem bisherigen Schuldner.

§ 2. (1) Der Betrag von S 18 835 975,31 ist vom
Bund in 26 gleichen aufeinanderfolgenden Halb-
jahresraten à S 720000,— und einer Rate von
S 115 975,31 in den Jahren 1979 bis 1992, be-
ginnend am 1. Juli 1979 an den ERP-Fonds zu-
rückzuzahlen.

(2) Die auf den jeweils aushaftenden Kredit-
betrag entfallenden Zinsen in Höhe von 3%
p. a. werden zu den gleichen Terminen wie die
Kapitalraten halbjährlich im nachhinein beglichen.

(3) Die Gesamtbelastung für den Bund
in den Jahren 1979 (bis 1992 wird insgesamt
S 22 728 722,15 betragen.

§ 3. Die im Jahre 1979 auf Grund dieses
Bundesgesetzes anfallenden Ausgaben sind in der
Bundesverrechnung beim finanzgesetzlichen An-
satz 1/54877 „Sonstige Schuldübernahmen" bei
einer neu zu eröffnenden Post 7336 . . 1 (Auf-
gabenbereich 43) zu verbuchen.

§ 4. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Finanzen im Einver-
nehmen mit dem Bundeskanzler betraut.

Kirchschläger
Kreisky Sinowatz

3 1 8 . Bundesgesetz vom 3. Juli 1979,
mit dem Maßnahmen auf dem Gebiete des
Bewertungsrechtes getroffen werden und das
Abgabenänderungsgesetz 1977 geändert wird

(Bewertungsänderungsgesetz 1979)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Der Hektarsatz für die Betriebszahl 100 gemäß
§ 38 Abs. 1 in Verbindung mit § 48 Abs. 2 des
Bewertungsgesetzes 1955, BGBl. Nr. 148, beträgt
für den Hauptfeststellungszeitpunkt zum 1. Jän-
ner 1979 für das landwirtschaftliche Vermögen
30000 S und für das Weinbauvermögen 145000 S.

Artikel II

(1) Die nach den Vorschriften des Bewertungs-
gesetzes 1955 zum 1. Jänner 1979 festgestellten
und ab 1. Jänner 1980 wirksam werdenden Ein-
heitswerte des land- und forstwirtschaftlichen
Vermögens sowie von Betriebsgrundstücken im
Sinne des § 60 Abs. 1 Z. 2 des Bewertungs-
gesetzes 1955 sind ab 1. Jänner 1983 um 5 v. H.
zu erhöhen, wobei die Bestimmungen des § 25
des Bewertungsgesetzes 1955 anzuwenden sind.
Von den geänderten Einheitswertbescheiden ab-
geleitete Bescheide sind unter sinngemäßer An-
wendung des § 295 der Bundesabgabenordnung,
BGBl. Nr. 194/1961, durch neue Bescheide zu
ersetzen.

(2) Die für Feststellungen im Sinne des § 136
der Bundesabgabenordnung geltenden Vorschrif-
ten der Bundesabgabenordnung sind mit Aus-
nahme des § 186 Abs. 3 erster Satz für die gemäß
Abs. 1 ergehenden Bescheide sinngemäß anzu-
wenden; bei sinngemäßer Anwendung des § l36
Abs. 3 zweiter Satz der Bundesabgabenordnung
kann jedoch die Verteilung des erhöhten Ein-
heitswertes auch durch Verweisung auf den Ver-
teilungsschlüssel im maßgeblichen Einheitswert-
bescheid erfolgen.

Artikel III

Der Z. 1 im Art. II des Abschnittes I des Ab-
gabenänderungsgesetzes 1977, BGBl. Nr. 320, ist
folgender zweiter Satz anzufügen:

„Die Bestimmungen des Ar,t. I Z. 4, 5, 8 und 9
sind jedoch erstmals bei der Hauptfeststellung
der Einheitswerte des land- und forstwirtschaft-
lichen Vermögens zum 1. Jänner 1979 anzuwen-
den."

Artikel IV

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für Finanzen betraut.

Kirchschläger
Kreisky Sinowatz

3 1 9 . Bundesgesetz vom 3. Juli 1979
über eine Zusatzbestimmung zu Art. 57 § 1
CIM, Art. 53 § 1 CIV und Art. 21 des Zu-
satzübereinkommens zur CIV über die Haf-
tung der Eisenbahn für Tötung und Verlet-
zung von Reisenden (Goldfranken-Berech-

nungsgesetz)

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Der in Art. 57 § 1 des Internationalen
Übereinkommens über den Eisenbahnfrachtver-
kehr (CIM), BGBl. Nr. 744/1974, in Art. 53 § 1
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des Internationalen Übereinkommens über den
Eisenbahn-, Personen- und -Gepäcksverkehr (CIV),
BGBl. Nr. 744/1974, und in Art. 21 des Zusatz-
übereinkommens zum Internationalen Überein-
kommen über den Eisenbahn-, Personen- und
-Gepäcksverkehr (CIV) über die Haftung der
Eisenbahn für Tötung und Verletzung von Rei-
senden, BGBl. Nr. 201/1974, vorgesehene Gold-
franken ist in Österreichische Schilling über die
Sonderziehungsrechte des Internationalen Wäh-
rungsfonds umzurechnen, wobei drei Goldfran-
ken einem Sonderziehungsrecht entsprechen.

§ 2. Der Wert eines Sonderziehungsrechtes
in Österreichischen Schilling wird nach der vom
Internationalen Währungsfonds für eigene Ope-
rationen und Transaktionen angewendeten Be-
rechnungsmethode ermittelt.

§ 3. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Verkehr im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für Justiz und
dem Bundesminister für Finanzen betraut.

Kirchschläger
Kreisky Lausecker Broda Sinowatz


